29. MÄRZ 2024 - Gesetz über die Schaffung der Nationalen ETIAS-Stelle (N.E.S.) und die Organisation ihrer Aufgaben - Inoffizielle Koordinierung in deutscher Sprache


(Belgisches Staatsblatt vom 26. Februar 2026)


Konsolidierung


Die vorliegende Konsolidierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch:

das Gesetz vom 24. April 2024 zur Abänderung des Gesetzes vom 29. März 2024 über die Schaffung der Nationalen ETIAS-Stelle (N.E.S.) und die Organisation ihrer Aufgaben.

Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.


FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES


[bookmark: _Hlk214440293]29. MÄRZ 2024 - Gesetz über die Schaffung der Nationalen ETIAS-Stelle (N.E.S.) und die Organisation ihrer Aufgaben


KAPITEL 1 - Allgemeine Bestimmungen


	Artikel 1 - [Vorliegendes Gesetz regelt in den Artikeln 74 und 78 der Verfassung erwähnte Angelegenheiten.]

[Art. 1 ersetzt durch Art. 2 des G. vom 24. April 2024 (B.S. vom 17. Mai 2024)]


	Art. 2 - Durch vorliegendes Gesetz werden einige Bestimmungen der Verordnung (EU) 2018/1240 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. September 2018 zur Einrichtung eines Europäischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems (ETIAS) und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1077/2011, (EU) Nr. 515/2014, (EU) 2016/399, (EU) 2016/1624 und (EU) 2017/2226, nachstehend "ETIAS-Verordnung" genannt, der Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Visa-Informationssystem (VIS) und den Datenaustausch zwischen den Mitgliedstaaten über Visa für einen kurzfristigen Aufenthalt, nachstehend "VIS-Verordnung" genannt, und der Verordnung (EU) 2019/817 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Errichtung eines Rahmens für die Interoperabilität zwischen EU-Informationssystemen in den Bereichen Grenzen und Visa und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2016/399, (EU) 2017/2226, (EU) 2018/1240, (EU) 2018/1726 und (EU) 2018/1861 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Entscheidung 2004/512/EG des Rates und des Beschlusses 2008/633/JI des Rates, nachstehend "Interoperabilitätsverordnung" genannt, ausgeführt, sofern diese die Aufgaben der Nationalen ETIAS-Stelle betreffen.


KAPITEL 2 - Begriffsbestimmungen


	Art. 3 - Es gelten die Begriffsbestimmungen gemäß Artikel 3 der ETIAS-Verordnung.

	Für die Anwendung des vorliegenden Gesetzes und seiner Ausführungserlasse gelten folgende Begriffsbestimmungen:

	1. Beschluss: die Erteilung, Verweigerung, Aufhebung oder Entziehung einer Reisegenehmigung durch eine Abteilung der N.E.S. und die mit Gründen versehenen Stellungnahmen einer Abteilung der N.E.S. im Rahmen des Konsultationsverfahrens gemäß Artikel 28 der ETIAS-Verordnung,

	2. Werktage: alle Tage außer Samstage, Sonntage und gesetzliche Feiertage,

	3. Abteilung NCCN: Abteilung des Nationalen Krisenzentrums,

	4. Abteilung AA: Abteilung des Ausländeramts,


	5. Gesetz vom 15. Dezember 1980: Gesetz vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern,

	6. Gesetz vom 30. Juli 2018: Gesetz vom 30. Juli 2018 über den Schutz natürlicher Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten,

	7. DSGVO: Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG.


KAPITEL 3 - Nationale ETIAS-Stelle


	Art. 4 - Innerhalb des Nationalen Krisenzentrums wird die Nationale ETIAS-Stelle, nachstehend "N.E.S." genannt, eingerichtet. Die Aufgaben der N.E.S. werden in Artikel 8 Absatz 2 der ETIAS-Verordnung festgelegt.


	Art. 5 - § 1 - Die N.E.S. besteht aus zwei Abteilungen, der Abteilung AA, die für die Bearbeitung von Treffern im Zusammenhang mit Risiken der illegalen Einwanderung zuständig ist, und der Abteilung NCCN, die für die Bearbeitung von Treffern im Zusammenhang mit Risiken für die Sicherheit und hohen Epidemierisiken zuständig ist.

	Der König bestimmt, welche Treffer in die Zuständigkeit der jeweiligen Abteilung fallen.

	§ 2 - Die N.E.S. wird auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene durch die Abteilung NCCN vertreten.


KAPITEL 4 - Abteilung NCCN


Abschnitt 1 - Zusammensetzung und Zuständigkeiten


	Art. 6 - Die Abteilung NCCN setzt sich zusammen aus:

	1. einem leitenden Beamten, der von einem Unterstützungsdienst, einem Streitsachendienst und einem Dienst mit operativen Mitarbeitern unterstützt wird,

	2. Mitgliedern, die aus folgenden Diensten entsandt sind:

	a) den Polizeidiensten wie erwähnt im Gesetz vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes,

	b) dem FÖD Volksgesundheit,

	c) der Staatssicherheit wie erwähnt im Grundlagengesetz vom 30. November 1998 über die Nachrichten- und Sicherheitsdienste,

	d) dem Allgemeinen Nachrichten- und Sicherheitsdienst der Streitkräfte wie erwähnt im Grundlagengesetz vom 30. November 1998 über die Nachrichten- und Sicherheitsdienste,

	e) der Generalverwaltung Zoll und Akzisen,

	3. einem Verbindungsbeamten des Ausländeramts.

	Der König bestimmt die Modalitäten für die Zusammensetzung und Organisation der Abteilung NCCN sowie das Statut ihrer Mitglieder.


	Art. 7 - Der leitende Beamte der Abteilung NCCN beziehungsweise sein Stellvertreter ist zuständig für:

	1. die ordnungsgemäße Ausführung der Aufgaben der N.E.S., die seiner Abteilung obliegen,

	2. die Schulung der Mitglieder beider Abteilungen, die eine Zugangsberechtigung für das ETIAS-Zentralsystem haben, über die Datensicherheitsvorschriften und die Grundrechte,

	3. die Umsetzung der in Artikel 59 Absatz 3 der ETIAS-Verordnung festgelegten Sicherheitsmaßnahmen innerhalb seiner Abteilung,

	4. die Einhaltung der in Artikel 52 der ETIAS-Verordnung festgelegten Bedingungen für den Zugang zum ETIAS-Zentralsystem zu Strafverfolgungszwecken,

	5. die Bearbeitung von Anträgen, die von den Antragstellern gestellt werden, um ihre Rechte in Bezug auf ihre personenbezogenen Daten gemäß den in Artikel 64 der ETIAS-Verordnung vorgesehenen Modalitäten auszuüben,

	6. die Unterstützung der in der Abteilung vertretenen Dienste bei der Ausführung ihrer Aufgaben innerhalb der N.E.S.,

	7. die Verwaltung der beim Rat für Ausländerstreitsachen gegen die Beschlüsse der Abteilung eingelegten Rechtsmittel, vorbehaltlich der in Artikel 21 § 2 Nr. 3 erwähnten Fälle.


	Art. 8 - Die entsandten Mitglieder erfüllen ihre Aufgaben unter der Aufsicht des leitenden Beamten der Abteilung NCCN beziehungsweise seines Stellvertreters, sofern diese Aufgaben in seinen in Artikel 7 festgelegten Verantwortungsbereich fallen. Sie behalten jedoch das Statut ihres ursprünglichen Dienstes.


	Art. 9 - Der in Artikel 6 Nr. 3 erwähnte Verbindungsbeamte behält sein ursprüngliches Statut und untersteht dem leitenden Beamten der Abteilung AA.

	Er hat Zugang zu der vom Ausländeramt verwalteten Datenbank.


Abschnitt 2 - Bewertung der Sicherheitsrisiken und der hohen Epidemierisiken


	Art. 10 - § 1 - Die entsandten Mitglieder geben zeitnah und entsprechend ihren jeweiligen Zuständigkeiten eine mit Gründen versehene Stellungnahme zur Risikobewertung der Anträge auf Erteilung einer Reisegenehmigung ab, für die die Abteilung NCCN aufgrund von Artikel 5 § 1 zuständig ist.


	Zu diesem Zweck können die entsandten Mitglieder bei Bedarf die in Artikel 25a der ETIAS-Verordnung erwähnten anderen Informationssysteme der Europäischen Union und die von ihren jeweiligen Diensten verwalteten nationalen Datenbanken abfragen, die zusätzliche Informationen zu dem betreffenden Treffer enthalten könnten.

	§ 2 - Sind für einen Beschluss über einen Antrag auf Reisegenehmigung mehrere Stellungnahmen erforderlich, sorgt der leitende Beamte der Abteilung NCCN vorab für die Koordinierung der betreffenden entsandten Mitglieder und operativen Mitarbeiter, um einen gemeinsamen Standpunkt festzulegen.

	§ 3 - Erhält die Abteilung NCCN eine Meldung aus dem Visa-Informationssystem (VIS) über einen Treffer mit Daten aus der Überwachungsliste, bearbeitet ein entsandtes Mitglied oder ein operativer Mitarbeiter diesen Treffer manuell und sorgt für dessen Weiterverfolgung gemäß den in Artikel 9e der VIS-Verordnung festgelegten Modalitäten.


	Art. 11 - Die operativen Mitarbeiter der Abteilung NCCN fassen Beschlüsse über die Anträge auf Reisegenehmigung unter Berücksichtigung der in Artikel 10 §§ 1 und 2 erwähnten mit Gründen versehenen Stellungnahmen und gemäß den Bestimmungen der Artikel 25bis bis 30 und 32 und des Kapitels VI der ETIAS-Verordnung.

	Fassen die operativen Mitarbeiter der Abteilung NCCN einen Beschluss über einen Antrag auf Reisegenehmigung, der infolge einer aufgrund von Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe n der ETIAS-Verordnung durchgeführten Überprüfung Gegenstand eines Treffers war, haben sie Zugang zum Zentralen Strafregister, um die Informationen über die betreffende Person gemäß dem Gesetz vom 8. August 1997 über das Zentrale Strafregister und seiner Ausführungserlasse zu erhalten.


Abschnitt 3 - Änderung und vorzeitige Löschung von Daten


	Art. 12 - § 1 - Die Abteilung NCCN gewährleistet die Aktualisierung und Richtigkeit der im Zentralsystem gespeicherten Daten gemäß den in Artikel 55 der ETIAS-Verordnung festgelegten Modalitäten.

	§ 2 - Für die Zwecke von Artikel 55 Absatz 5 der ETIAS-Verordnung übermittelt das Ausländeramt der Abteilung NCCN die Liste der Drittstaatsangehörigen, die die belgische Staatsangehörigkeit erworben haben oder denen die zuständigen Behörden ein in Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a bis c der ETIAS-Verordnung erwähntes Dokument ausgestellt haben.

	Die Abteilung NCCN überprüft, ob diese Personen über eine gültige Reisegenehmigung verfügen, und löscht gegebenenfalls unverzüglich ihre Datensätze aus dem ETIAS-Zentralsystem.

	Zur Erfüllung der ihr aufgrund des vorliegenden Artikels obliegenden Aufgaben hat die Abteilung NCCN Zugang zu dem im Gesetz vom 8. August 1983 zur Organisation eines Nationalregisters der natürlichen Personen erwähnten Nationalregister der natürlichen Personen.

	§ 3 - Die Abteilung NCCN löscht auch die Datensätze, deren Löschung aufgrund von Artikel 55 Absatz 6 der ETIAS-Verordnung beantragt wurde.



Abschnitt 4 - Abfrage von ETIAS-Daten zu Strafverfolgungszwecken


	Art. 13 - § 1 - Die in Artikel 6 Nr. 2 Buchstaben a), c), d) und e) erwähnten Dienste und das Ausländeramt können im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten die Abfrage von im ETIAS-Zentralsystem gespeicherten Daten zu Strafverfolgungszwecken beantragen.

	Jeder Dienst übermittelt der zentralen Zugangsstelle die Liste seiner operativen Stellen, die ermächtigt sind, den in § 2 erwähnten Antrag zu stellen.

	§ 2 - Anträge auf Abfrage sind mit Gründen zu versehen und müssen die betreffende terroristische Straftat oder schwere Straftat enthalten, damit die in Artikel 14 § 1 erwähnte zentrale Zugangsstelle die Überprüfungen durchführen kann.

	Der König erstellt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass auf Vorschlag des für Inneres oder Justiz zuständigen Ministers eine Liste der Verstöße, die den Begriffsbestimmungen in Artikel 3 Nr. 15 und 16 der ETIAS-Verordnung entsprechen, um den betreffenden Diensten einen Bezugsrahmen zu bieten. Die Liste wird mindestens alle drei Jahre überprüft und gegebenenfalls aktualisiert.

	§ 3 - Diese Dienste können zunächst den gemeinsamen Speicher für Identitätsdaten (CIR) abfragen, wenn die in Artikel 22 Absatz 1 der Interoperabilitätsverordnung festgelegten Bedingungen erfüllt sind. Im Fall einer Übereinstimmung vermerken sie, sofern kein Antrag auf uneingeschränkten Zugang gestellt wird, eine Begründung im nationalen Datensatz.


	Art. 14 - § 1 - Der Dienst operative Mitarbeiter der Abteilung NCCN erfüllt die Funktion der in Artikel 50 Absatz 2 der ETIAS-Verordnung erwähnten zentralen Zugangsstelle und überprüft unabhängig, ob die in Artikel 52 Absatz 1 der ETIAS-Verordnung erwähnten Bedingungen für den Zugriff erfüllt sind.

	§ 2 - Der Antrag wird gemäß den in Artikel 51 Absatz 2 und 3 der ETIAS-Verordnung festgelegten Modalitäten bearbeitet, und gegebenenfalls werden die erforderlichen Daten dem antragstellenden Dienst gemäß den Modalitäten übermittelt, die in einem Vereinbarungsprotokoll zwischen den leitenden Beamten der Abteilung NCCN und dem betreffenden Dienst nach Stellungnahme der zuständigen Aufsichtsbehörden festgelegt sind.

	§ 3 - In dringenden Fällen, in denen eine unmittelbare Gefahr für das Leben einer Person abgewendet werden muss, wird der Antrag auf Abfrage sofort bearbeitet und überprüft die zentrale Zugangsstelle die Zugangsbedingungen nachträglich, spätestens sieben Werktage nach besagter Bearbeitung. Wird festgestellt, dass die Zugangsbedingungen nicht eingehalten wurden, löscht der betreffende Dienst die ihm übermittelten Daten und setzt die zentrale Zugangsstelle davon in Kenntnis.


	Art. 15 - Die zentrale Zugangsstelle führt Protokolle über alle im Rahmen der Abfrage von ETIAS-Daten zu Strafverfolgungszwecken durchgeführten Verarbeitungen, gemäß den in Artikel 70 Absatz 2 bis 4 der ETIAS-Verordnung festgelegten Modalitäten.


	Art. 16 - Die dem Ausländeramt und den in Artikel 6 Nr. 2 Buchstaben a) und e) erwähnten Diensten übermittelten personenbezogenen Daten werden nach Ablauf eines Monats ab der Übermittlung aus den nationalen Datenbanken gelöscht, es sei denn, sie sind für die strafrechtliche Ermittlungen, für die sie angefordert wurden, weiter erforderlich.


	Die den in Artikel 6 Nr. 2 Buchstaben c) und d) erwähnten Diensten übermittelten personenbezogenen Daten werden nach Ablauf eines Monats ab der Übermittlung aus den nationalen Datenbanken gelöscht, es sei denn, sie sind für die spezifische Ermittlung, für die sie angefordert wurden, weiter erforderlich.

	Sind die Daten weiter für eine Ermittlung erforderlich, richtet sich die Dauer der Speicherung der Daten nach den für den jeweiligen Dienst geltenden besonderen Regeln.


	Art. 17 - Die in Artikel 13 § 1 erwähnten Dienste dürfen die ihnen übermittelten Daten nur unter den in Artikel 65 Absatz 5 der ETIAS-Verordnung festgelegten Bedingungen an ein Land, das kein Mitglied der Europäischen Union ist, übermitteln.


Abschnitt 5 - ETIAS-Überwachungsliste


	Art. 18 - § 1 - Die entsandten Mitglieder der in Artikel 6 Nr. 2 Buchstaben a), c), d) und e) erwähnten Dienste geben die Daten in Bezug auf die in Artikel 34 Absatz 1 der ETIAS-Verordnung erwähnten Personen, von denen ihre jeweiligen Dienste bei der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben Kenntnis erhalten haben, in die Überwachungsliste ein.

	§ 2 - Die in Absatz 1 erwähnten Daten werden gemäß den in Artikel 35 der ETIAS-Verordnung festgelegten Modalitäten eingegeben und aktualisiert.


	Art. 19 - § 1 ­ Die Abteilung NCCN führt ein Protokoll über die Vorgänge im Zusammenhang mit der Verwaltung der Überwachungsliste.

	Dieses Protokoll enthält einerseits für jeden Vorgang das Datum, die Uhrzeit, die Art der erfolgten Verarbeitung und die Kennung des entsandten Mitglieds, das die Verarbeitung durchgeführt hat, und andererseits für jede Eingabe die Nummer der Eingabe und deren Gültigkeitsdauer, die betreffende Straftat, die eingegebenen personenbezogenen Daten und die erreichte Auswirkungsstufe.

	§ 2 - Das Protokoll wird ab Löschung der Daten aus der Überwachungsliste während eines Zeitraums von drei Jahren aufbewahrt. Es ist auf Antrag für die Datenschutzbeauftragten der betreffenden Dienste und für die zuständigen Aufsichtsbehörden zugänglich, um die Rechtmäßigkeit der durchgeführten Verarbeitungen zu überprüfen.


Abschnitt 6 - Zugriff auf die in ETIAS gespeicherten Daten


	Art. 20 - § 1 - Der leitende Beamte der Abteilung NCCN beziehungsweise sein Stellvertreter bestimmt die Personen der Abteilung, die ordnungsgemäß zum Zugang zum ETIAS-Informationssystem befugt sind, und weist ihnen das Zugangsprofil zu, das sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß dem vorliegenden Gesetz und seiner Ausführungserlasse benötigen.

	§ 2 - Der Zugang zum ETIAS-Informationssystem erfolgt ausschließlich in einer gesicherten Umgebung.



KAPITEL 5 - Abteilung AA


Abschnitt 1 - Zusammensetzung und Zuständigkeiten


	Art. 21 - § 1 - Die Abteilung AA setzt sich aus einem leitenden Beamten, einem Streitsachendienst und operativen Mitarbeitern zusammen. Die Mitglieder der Abteilung AA sind Beamte des Ausländeramts, die vom Generaldirektor des Ausländeramts bestellt werden.

	§ 2 - Der leitende Beamte der Abteilung AA beziehungsweise sein Stellvertreter ist verantwortlich für:

	1. die ordnungsgemäße Ausführung der Aufgaben der N.E.S., die seiner Abteilung obliegen,

	2. die Umsetzung der in Artikel 59 Absatz 3 der ETIAS-Verordnung festgelegten Sicherheitsmaßnahmen innerhalb seiner Abteilung,

	3. die Verwaltung der beim Rat für Ausländerstreitsachen eingelegten Rechtsmittel gegen die Beschlüsse der Abteilung AA und gegen die Beschlüsse der Abteilung NCCN im Fall von Treffern, von denen beide Abteilungen betroffen sind,

	4. die Übermittlung von Berichten über die Tätigkeit seiner Abteilung an den leitenden Beamten der Abteilung NCCN, der diese benötigt, um die in Artikel 5 § 2 erwähnte Vertretung der N.E.S. zu gewährleisten,

	5. die Bearbeitung der von Antragstellern eingereichten Anträge auf Reisegenehmigung mit räumlich begrenzter Gültigkeit gemäß Artikel 44 der ETIAS-Verordnung,

	6. die Richtigkeit der Daten, die von seinen operativen Mitarbeitern in das ETIAS-Informationssystem eingegeben werden.


Abschnitt 2 - Bewertung der Risiken der illegalen Einwanderung


	Art. 22 - Die operativen Mitarbeiter der Abteilung AA bewerten die Risiken der illegalen Einwanderung und beschließen gemäß den Bestimmungen der Artikel 25a bis 30 und 32 sowie des Kapitels VI der ETIAS-Verordnung über die Anträge auf Reisegenehmigung, für die die Abteilung AA gemäß Artikel 5 § 1 zuständig ist.

	Zu diesem Zweck und wenn es sich als notwendig erweist, können die operativen Mitarbeiter bei Bedarf andere Informationssysteme der Europäischen Union, wie in Artikel 25a der ETIAS-Verordnung vorgesehen, und die vom Ausländeramt verwaltete Datenbank abfragen.


Abschnitt 3 - Zugriff auf die in ETIAS gespeicherten Daten


	Art. 23 - Der leitende Beamte der Abteilung AA beziehungsweise sein Stellvertreter bestimmt die Personen der Abteilung, die ordnungsgemäß zum Zugang zum ETIAS-Informationssystem befugt sind, und weist ihnen das Zugangsprofil zu, das sie die zur Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß dem vorliegenden Gesetz und seiner Ausführungserlasse benötigen.


KAPITEL 6 - Bestimmungen, die für beide Abteilungen gelten


Abschnitt 1 - Koordinierung zwischen den beiden Abteilungen der N.E.S.


	Art. 24 - Die leitenden Beamten jeder Abteilung beziehungsweise ihre Stellvertreter arbeiten zusammen, um eine kohärente Verwaltung der N.E.S. zu gewährleisten, insbesondere im Hinblick auf die Umsetzung der in Artikel 59 Absatz 3 der ETIAS-Verordnung festgelegten Sicherheitsmaßnahmen.

	Der König kann die Modalitäten der hierfür erforderlichen Zusammenarbeit festlegen.


	Art. 25 - Müssen für denselben Antrag Treffer von beiden Abteilungen der N.E.S. bearbeitet werden, wird der Beschluss von der Abteilung NCCN gefasst, die gegebenenfalls der ablehnenden Stellungnahme der Abteilung AA folgt.


	Art. 26 - Der in Artikel 6 Nr. 3 erwähnte Verbindungsbeamte ist damit beauftragt, den ständigen und wirksamen Austausch aller für die Erfüllung der Aufgaben der N.E.S. erforderlichen Informationen durch jede der Abteilungen zu gewährleisten.


[Abschnitt 1/1 - Rechtsmittel gegen die Beschlüsse der N.E.S.]

[Abschnitt 1/1 eingefügt durch Art. 3 des G. vom 24. April 2024 (B.S. vom 17. Mai 2024)]


	[Art. 26/1 - Gegen die Beschlüsse der N.E.S. kann bei dem in Artikel 39/1 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 erwähnten Rat für Ausländerstreitsachen eine Nichtigkeitsklage eingereicht werden.]

[Art. 26/1 eingefügt durch Art. 4 des G. vom 24. April 2024 (B.S. vom 17. Mai 2024)]


	[Art. 26/2 - Bei allen Streitfällen in Bezug auf die Anwendung des vorliegenden Gesetzes können die zuständigen Minister oder ihre Beauftragten den Staat vertreten.]

[Art. 26/2 eingefügt durch Art. 5 des G. vom 24. April 2024 (B.S. vom 17. Mai 2024)]


	[Art. 26/3 - Die Streitsachendienste innerhalb jeder Abteilung der N.E.S. übernehmen die Verwaltung der ihnen zugewiesenen Rechtsmittel gemäß Artikel 7 Nr. 7 und 21 § 2 Nr. 3.]

[Art. 26/3 eingefügt durch Art. 6 des G. vom 24. April 2024 (B.S. vom 17. Mai 2024)]


Abschnitt 2 - Nichtigerklärung und Aufhebung einer Reisegenehmigung


	Art. 27 - Wenn die in Artikel 6 Nr. 2 erwähnten Dienste und das Ausländeramt im Rahmen der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben über Informationen verfügen, aus denen mindestens ein Grund für eine Nichtigerklärung oder Aufhebung einer Reisegenehmigung gemäß Artikel 40 Absatz 1 und Artikel 41 Absatz 1 der ETIAS-Verordnung hervorgeht, teilen sie dies der N.E.S. mit.


	Verfügt die betreffende Person über eine gültige Reisegenehmigung, wird diese von der aufgrund von Artikel 5 § 1 zuständigen Abteilung für nichtig erklärt oder aufgehoben.


Abschnitt 3 - Koordinierung mit den nationalen ETIAS-Stellen und Europol


	Art. 28 - Die leitenden Beamten jeder Abteilung gewährleisten die Koordinierung mit den anderen nationalen ETIAS-Stellen oder Europol für die in den Artikeln 28 und 29 der ETIAS-Verordnung erwähnten Konsultationsersuchen, die in ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich fallen.


Abschnitt 4 - Beitrag zur Erstellung von Risikoindikatoren


	Art. 29 - § 1 - Die in Artikel 6 Nr. 2 erwähnten Dienste und das Ausländeramt liefern der Abteilung NCCN die in Artikel 33 Absatz 2 Buchstaben d bis f der ETIAS-Verordnung erwähnten Informationen, wie in dem auf dieser Grundlage erlassenen delegierten Rechtsakt und dem in Artikel 33 Absatz 3 besagter Verordnung erwähnten Durchführungsrechtsakt dargelegt.

	Die Verarbeitung personenbezogener Daten zu diesem Zweck unterliegt den für die einzelnen Dienste geltenden Datenschutzregeln.

	§ 2 - Die Abteilung NCCN übermittelt diese Informationen an die ETIAS-Zentralstelle gemäß den Modalitäten, die in dem in Artikel 33 Absatz 2 der ETIAS-Verordnung erwähnten delegierten Rechtsakt festgelegt sind.


Abschnitt 5 - Datenschutz


	Art. 30 - § 1 - Unbeschadet der besonderen Bestimmungen der ETIAS-Verordnung über die Verarbeitung personenbezogener Daten findet die DSGVO Anwendung, wenn die N.E.S. die Risiken der illegalen Einwanderung und die hohen Epidemierisiken bewertet und wenn sie einen Beschluss fasst.

	§ 2 - Unbeschadet der besonderen Bestimmungen der ETIAS-Verordnung über die Verarbeitung personenbezogener Daten findet Titel 2 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 Anwendung, wenn die in Artikel 6 Nr. 2 Buchstaben a) und e) erwähnten Dienste Daten für die Bewertung von Sicherheitsrisiken, die Abfrage des ETIAS-Informationssystems zu Strafverfolgungszwecken oder die Verwaltung der Überwachungsliste verarbeiten.

	Titel 2 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 ist auch auf die Datenverarbeitung im Rahmen der Abfrage des ETIAS-Informationssystems zu Strafverfolgungszwecken durch das Ausländeramt anwendbar.

	§ 3 - Unbeschadet der besonderen Bestimmungen der ETIAS-Verordnung über die Verarbeitung personenbezogener Daten findet Titel 3 Untertitel 1 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 Anwendung, wenn die in Artikel 6 Nr. 2 Buchstaben c) und d) erwähnten Dienste Daten für die Bewertung von Sicherheitsrisiken, die Abfrage des ETIAS-Informationssystems zu Strafverfolgungszwecken oder die Verwaltung der Überwachungsliste verarbeiten.



	Art. 31 - § 1 - Die Datenschutzbehörde ist für die Kontrolle der Verarbeitung personenbezogener Daten aufgrund der ETIAS-Verordnung und des vorliegenden Gesetzes zuständig, vorbehaltlich der Kontrollbefugnisse, die anderen Behörden bei Anwendung der Titel 2 und 3 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 zugewiesen worden sind.

	§ 2 - Das Organ für die Kontrolle der polizeilichen Informationen ist zuständig für die Kontrolle der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die im Gesetz vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes erwähnten Polizeidienste im Rahmen der Bewertung von Sicherheitsrisiken, der Abfrage des ETIAS-Informationssystems zu Strafverfolgungszwecken und der Verwaltung der Überwachungsliste.

	§ 3 - Der Ständige Ausschuss für die Kontrolle der Nachrichten- und Sicherheitsdienste ist zuständig für die Kontrolle der Verarbeitung personenbezogener Daten durch diese Dienste im Rahmen der Bewertung von Sicherheitsrisiken, der Abfrage des ETIAS-Informationssystems zu Strafverfolgungszwecken und der Verwaltung der Überwachungsliste.


	Art. 32 - § 1 - Die N.E.S. ist für alle Datenverarbeitungen im Rahmen der ihr aufgrund des vorliegenden Gesetzes obliegenden Aufgaben zuständig.

	Allerdings sind die in Artikel 18 § 1 erwähnten Dienste für die Eingabe und Aktualisierung der personenbezogenen Daten in der Überwachungsliste zuständig.

	Die in Artikel 6 Nr. 2 erwähnten Dienste und das Ausländeramt sind für die Abfrage der nationalen Datenbanken im Rahmen der Risikobewertung zuständig.

	§ 2 - Die Behörden, die mit anderen in der ETIAS-Verordnung festgelegten und in Artikel 13 Absatz 2 und 4 bis 4c dieser Verordnung vorgesehenen Verarbeitungen personenbezogener Daten betraut sind, sind für diese Verarbeitungen zuständig.


	Art. 33 - Wenn ein Verwaltungsbeschluss gefasst wird, mit dem die Berichtigung oder Löschung personenbezogener Daten einer betreffenden Person abgelehnt wird, kann die betreffende Person in Anwendung von Artikel 64 Absatz 4 der ETIAS-Verordnung eine Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbehörde einreichen und/oder einen Rechtsbehelf gemäß Titel 5 Kapitel 1 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 einlegen.


	Art. 34 - § 1 - Die leitenden Beamten der beiden Abteilungen bestimmen im gegenseitigen Einvernehmen einen Datenschutzbeauftragten.

	§ 2 - Dessen Stellung wird in Artikel 38 der DSGVO bestimmt und seine Aufgaben sind folgende:

	1. die in Artikel 39 der DSGVO beschriebenen Aufgaben,

	2. als einzige Anlaufstelle für Personen zu fungieren, die an der Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß der ETIAS-Verordnung beteiligt sind, und gegebenenfalls die Weiterleitung des Antrags an den gemäß Artikel 32 zuständigen für die Verarbeitung Verantwortlichen gewährleisten.

	§ 3 - Der Datenschutzbeauftragte führt seine Aufgaben völlig unabhängig aus und erstattet den leitenden Beamten jeder Abteilung der N.E.S. und den Ministern, denen Letztere unterstehen, unmittelbar Bericht.

	§ 4 - Der König bestimmt nach Stellungnahme der Behörde, die für die Aufsicht über die Verarbeitung personenbezogener Daten zuständig ist, die Modalitäten für die Bestimmung des Datenschutzbeauftragten, die für seine Funktion erforderlichen Befugnisse und die Modalitäten für die Ausführung seiner Aufgaben.


	Art. 35 - Unbeschadet der in Titel 6 Kapitel 2 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 festgelegten strafrechtlichen Sanktionen wird jeder Verstoß gegen die Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes und der ETIAS-Verordnung mit einer der Disziplinarstrafen geahndet, die je nach Schwere des Verstoßes auf den Zuwiderhandelnden anwendbar sind. Gegebenenfalls wird der Zugang zum ETIAS-Informationssystem ausgesetzt, bis die Behörde, der er angehört, einen Disziplinarbeschluss gefasst hat oder ein Strafurteil ergangen ist.


KAPITEL 7 - Abänderungsbestimmungen


Abschnitt 1 - Abänderung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern


	Art. 36 - Artikel 1 § 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 19. März 2023, wird durch eine Nr. 35 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"35. Reisegenehmigung: einen Beschluss gemäß Artikel 3 Absatz 1 Nr. 5 der Verordnung (EU) 2018/1240 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. September 2018 über die Einrichtung eines Europäischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems (ETIAS) und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1077/2011, (EU) Nr. 515/2014, (EU) 2016/399, (EU) 2016/1624 und (EU) 2017/2226, nachstehend: Verordnung (EU) 2018/1240."


	Art. 37 - Artikel 2 Absatz 1 desselben Gesetzes, ersetzt durch das Gesetz vom 15. Juli 1996, wird durch eine Nummer 3 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"3. oder eines gültigen Reisepasses oder eines gleichwertigen Reisescheins, der mit einer für Belgien gültigen Reisegenehmigung versehen ist."


	Art. 38 - Artikel 3 desselben Gesetzes, ersetzt durch das Gesetz vom 24. Februar 2017 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 23. November 2023, wird wie folgt abgeändert:

	1. In Absatz 3 werden die Wörter "eines gültigen Visums" durch die Wörter "eines gültigen Visums oder einer gültigen Reisegenehmigung" ersetzt.

	2. In Absatz 4 werden die Wörter "das Visum" durch die Wörter "das Visum oder die Reisegenehmigung" ersetzt.



	Art. 39 - Artikel 74/2 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 14. Juli 1987 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 19. März 2023, wird durch einen Paragraphen 5 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"§ 5 - Transportunternehmen sind in dem in Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1240 erwähnten Fall nicht strafbar, sofern der in § 1 erwähnte Verstoß nur durch Abfrage des ETIAS-Zentralsystems festgestellt werden kann."


	Art. 40 - In Artikel 74/4bis § 1 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 8. März 1995 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 19. März 2014, wird zwischen Absatz 2 und Absatz 3 ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Die in Absatz 1 erwähnten Geldbußen werden in dem in Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1240 erwähnten Fall nicht verhängt, sofern der in § 1 erwähnte Verstoß nur durch Abfrage des ETIAS-Zentralsystems festgestellt werden kann."


Abschnitt 2 - Abänderung des Grundlagengesetzes vom 30. November 1998 über die Nachrichten- und Sicherheitsdienste


	Art. 41 - In Kapitel 3 Abschnitt 4 Unterabschnitt 1 des Grundlagengesetzes vom 30. November 1998 über die Nachrichten- und Sicherheitsdienste wird ein Artikel 16/3/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 16/3/1 - § 1 - Die Nachrichten- und Sicherheitsdienste können im Interesse der Ausübung ihrer Aufgaben ordnungsgemäß begründet beschließen, auf die im ETIAS-Zentralsystem gemäß Artikel 13 des Gesetzes vom 29. März 2024 über die Schaffung der Nationalen ETIAS-Stelle (N.E.S.) und die Organisation ihrer Aufgaben gespeicherten Daten zuzugreifen.

	§ 2 - Mit Ausnahme der in den Paragraphen 4 und 5 erwähnten Fälle kann die in § 1 vorgesehene Methode erst angewandt werden, nachdem der Vorsitzende des Ausschusses oder, falls er nicht sofort verfügbar ist, ein anderes Mitglied eine vorherige Kontrolle des schriftlichen und mit Gründen versehenen Beschlusses des betreffenden Dienstleiters oder seines Beauftragten durchgeführt hat.

	Im Beschluss des betreffenden Dienstleiters oder seines Beauftragten wird Folgendes vermerkt:

	1. die natürlichen Personen, die Gegenstand der Methode sind,

	2. die tatsächlichen Umstände, die die Methode rechtfertigen, und die Begründung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit,

	3. die ordnungsgemäß mit Gründen versehene Angabe des direkten Zusammenhangs zwischen den in den Artikeln 7, 8 und 11 des vorliegenden Gesetzes erwähnten Aufträgen und den in Artikel 13 § 1 des Gesetzes vom 29. März 2024 über die Schaffung der Nationalen ETIAS-Stelle (N.E.S.) und die Organisation ihrer Aufgaben erwähnten Zwecken,

	4. gegebenenfalls die Gründe für die Dringlichkeit,

	5. gegebenenfalls die Rechtfertigung für die Notwendigkeit, bestimmte Daten aus dem ETIAS-Zentralsystem abzufragen.

	Die in Absatz 2 erwähnten Vermerke sind zur Vermeidung der Rechtswidrigkeit vorgeschrieben.

	§ 3 - Der Vorsitzende des Ausschusses oder, falls er nicht sofort verfügbar ist, ein anderes Mitglied erteilt dem betreffenden Dienstleiter oder seinem Beauftragten spätestens am ersten Werktag nach Erhalt des in § 2 erwähnten Beschlusses eine schriftliche Antwort.

	Der Ausschuss übermittelt dem Ständigen Ausschuss N unverzüglich alle in den Paragraphen 2 und 3 aufgeführten Unterlagen.

	§ 4 - Übermittelt der Vorsitzende des Ausschusses oder, falls er nicht sofort verfügbar ist, ein anderes Mitglied eine abschlägige schriftliche Antwort oder erteilt keine schriftliche Antwort innerhalb der in § 3 Absatz 1 erwähnten Frist, kann der betreffende Dienstleiter oder sein Beauftragter den Ständigen Ausschuss N hinzuziehen, der schnellstmöglich über die Anwendung der Methode zum Sammeln von Daten befindet. Der Ständige Ausschuss N teilt dem betreffenden Dienstleiter oder seinem Beauftragten und dem Ausschuss seine Antwort mit.

	§ 5 - In dringenden Fällen, in denen eine unmittelbare Gefahr für das Leben einer Person abgewendet werden muss, kann der betreffende Dienstleiter oder sein Beauftragter die Methode mündlich genehmigen, nachdem er vom Vorsitzenden des Ausschusses oder, falls dieser nicht sofort verfügbar ist, von einem anderen Mitglied eine positive mündliche Antwort erhalten hat. Dieser mündliche Beschluss wird durch einen mit Gründen versehenen schriftlichen Beschluss bestätigt, der die in § 2 erwähnten Vermerke enthält und der spätestens am ersten Werktag nach dem Datum des mündlichen Beschlusses am Sitz des Ausschusses eintreffen muss.

	§ 6 - Sobald der Ausschuss oder der Ständige Ausschuss N den Beschluss des betreffenden Dienstleiters oder seines Beauftragten schriftlich gebilligt hat, werden der zentralen Zugangsstelle die Angaben, die für die aufgrund von Artikel 14 § 1 des Gesetzes vom 29. März 2024 über die Schaffung der Nationalen ETIAS-Stelle (N.E.S.) und die Organisation ihrer Aufgaben durchzuführenden Überprüfungen erforderlich sind, schriftlich oder in elektronischer Form übermittelt.

	§ 7 - Der Ausschuss und der Ständige Ausschuss N können jederzeit die Rechtmäßigkeit der Methode zum Sammeln von Daten, einschließlich der in Artikel 13 festgelegten Grundsätze, überprüfen und den Nachrichten- und Sicherheitsdiensten die Nutzung von Daten untersagen, die unter Umständen erhoben wurden, die den geltenden Gesetzesbestimmungen nicht entsprechen.

	Stellt der Ständige Ausschuss N fest, dass die Daten unter Umständen gesammelt wurden, die den geltenden Gesetzesbestimmungen nicht entsprechen, ordnet er ihre Vernichtung an. In diesem Fall wird die zentrale Zugangsstelle darüber in Kenntnis gesetzt."


Abschnitt 3 - Abänderung des Gesetzes vom 30. Juli 2018 über den Schutz natürlicher Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten


	Art. 42 - Artikel 26 Nr. 7 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 über den Schutz natürlicher Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten wird durch einen Buchstaben i) mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"i) das Ausländeramt, wenn es seine repressiven Befugnisse aufgrund von Artikel 81 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 ausübt,".



KAPITEL 8 - Schlussbestimmungen


	Art. 43 - § 1 - Vorliegendes Gesetz wird im Jahr nach der in Artikel 92 Absatz 5 der ETIAS-Verordnung erwähnten Bewertung einer Bewertung unterzogen.

	§ 2 - Die N.E.S. übermittelt den Ministern, denen sie untersteht, jährlich an dem von ihnen festgelegten Datum einen Tätigkeitsbericht, dessen Inhalt sie bestimmt.


	Art. 44 - Vorliegendes Gesetz tritt zehn Tage nach seiner Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt in Kraft, mit Ausnahme von Kapitel 7 Abschnitt 1, der frühestens an dem von der Europäischen Kommission gemäß Artikel 88 der ETIAS-Verordnung festgelegten Datum in Kraft tritt.

